
 

 

101 
Verfassung 

 
der Gemeinde Klosters1 

 
 
Präambel Die Einwohner der Gemeinde Klosters2, im Bewusstsein ihrer Verant-

wortung vor Gott für Mensch, Gemeinschaft und Umwelt, geben sich 
folgende Verfassung: 

 
 
 I. Allgemeine Bestimmungen 
 
 Art. 1 
 
Die Gemeinde Die Gemeinde Klosters3 ist eine selbständige politische Gemeinde des 

eidgenössischen Standes Graubünden. 
 

 Sie besteht aus den Fraktionen Platz, Dorf, Serneus, Mezzaselva, Sel-
franga, Aeuja, Monbiel und Saas4 samt den umliegenden Höfen. 

 
 Art. 2 
 
Hoheitsrecht Die Gemeinde übt in den Grenzen ihrer gesetzlichen Zuständigkeit die 

Hoheit über alle sich darin befindlichen Personen und Sachen aus. 
 
 Art. 3 
 
Selbstverwal-
tung 

Im Rahmen der Gesetzgebung des Bundes und des Kantons steht der 
Gemeinde das Recht der Selbstverwaltung zu. 

 
 Art. 4 
 
Aufgaben Die Gemeinde besorgt die Aufgaben, die sich ihr zum Wohle der Allge-

meinheit stellen. 
 

 Sie fördert insbesondere eine ausgeglichene wirtschaftliche Entwick-
lung, die soziale Wohlfahrt, das kulturelle Schaffen der Einwohner, die 
Belange des Tourismus und den Schutz der Umwelt. 
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 II. Grundsätze staatlichen Handelns 
 
 Art. 5 
 
Bindung an 
Verfassung 
und Gesetz 

Wer hoheitliche Aufgaben wahrnimmt, ist an Verfassung und Gesetz 
gebunden. 

 
 Art. 6 
 
Allgemeine 
Rechtsgrund-
sätze 

Hoheitliche Handlungen erfolgen nach dem Gebot der Verhältnismäs-
sigkeit. 
 

 Kein Gemeindeorgan und kein Gemeindefunktionär darf willkürlich 
handeln. 
 

 Gemeindeorgane und Gemeindefunktionäre verhalten sich nach Treu 
und Glauben. 

 
 Art. 7 
 
Datenschutz Informationen, welche Gemeindebehörden und -funktionäre in Aus-

übung ihres Amtes erfahren, sind vor Dritten und vor anderen Dienst-
stellen geheim zu halten. 

 
 Art. 8 
 
Beschwerde-
recht 5 

Das Beschwerderecht gegen Beschlüsse und Verfügungen der Ge-
meindeorgane richtet sich nach der kantonalen Gesetzgebung. 6 

 
 Art. 9 
 
Schadener-
satz 

Die Haftung der Gemeinde richtet sich nach dem jeweils geltenden 
kantonalen Gesetz über die Staatshaftung. 7 

 
 
 III. Politische Rechte 
 
 Art. 10 
 
Stimm- und 
Wahlfähigkeit, 
Stimm- und 
Wahlrecht 

Jeder Gemeindeeinwohner mit Schweizerbürgerrecht, der das 18. Al-
tersjahr 8 erfüllt hat und nicht wegen Geisteskrankheit oder Geistes-
schwäche entmündigt ist, ist stimm- und wahlfähig. 
 

 9 
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 Das Nähere regelt das Gesetz über die politischen Rechte. 
 
 Art. 11 
 
Inhalt des 
Stimm- und 
Wahlrechts 

Stimmberechtigte Gemeindeeinwohner haben das Recht,  
 

 a) an Abstimmungen und Wahlen teilzunehmen, 
 

 b) in öffentliche Aemter gewählt zu werden, 
 

 c) Initiativen und Referenden zu unterzeichnen und einzureichen. 
 
 Art. 12 
 
Initiativrecht 150 stimmberechtigte Gemeindeeinwohner können das Begehren stel-

len auf 
 

 a) Total- und Teilrevision der Gemeindeverfassung, 
 

 b) Erlass, Aufhebung oder Abänderung eines Gemeindegesetzes oder 
einer allgemeinverbindlichen Verordnung, 

 
 c) Abstimmung über ein in die Zuständigkeit der Urnengemeinde fallen-

des Sachgeschäft. 
 

 Initiativen müssen dem Gebot der Einheit der Materie entsprechen und 
dürfen nicht rechtswidrig sein oder offensichtlich Unmögliches verlan-
gen. 
 

 Verwaltungsinitiativen können in der Form einer allgemeinen Anregung 
oder eines formulierten Auftrages eingereicht werden. 

 
 Art. 13 
 
Petitionsrecht Jedermann kann den Gemeindebehörden schriftlich Anträge, Anregun-

gen und Begehren einreichen. 
 

 Diese müssen von der zuständigen Behörde innert angemessener Frist 
begründet beantwortet werden. 

 
 



 IV. Gemeindeorganisation 
 
 A. Allgemeines 
 
 Art. 14 
 
Organe der 
Gemeinde 

Die Organe der Gemeinde sind: 
 

 a) die Urnengemeinde; 
 

 b) der Gemeinderat; 
 

 c) der Vorstand; 
 

 d) der Schulrat; 
 

 e) 10. 
 
 Art. 15 
 
Wahlfähigkeit Jeder Stimmberechtigte ist in eine Gemeindebehörde wählbar. 

 
 Art. 16 
 
Unvereinbar-
keit 

Mitglieder einer Gemeindebehörde können nicht Mitglied einer anderen 
Gemeindebehörde sein. Von diesem Grundsatz ausgenommen ist das 
Mitglied des Vorstandes, das dem Departement Schulwesen vorsteht 
und dem Schulrat von Amtes wegen angehört. 
 

 Gemeindebeamte und ständige Gemeindeangestellte können weder 
der ihnen unmittelbar vorgesetzten Behörde noch der Geschäftsprü-
fungskommission angehören. 

 
 Art. 17 
 
Ausschluss-
gründe 

Ehegatten, Verwandte und Verschwägerte in der direkten Linie und 
Geschwister sowie Personen, die zusammen in eingetragener Partner-
schaft oder faktischer Lebensgemeinschaft leben, dürfen nicht gleich-
zeitig derselben Behörde angehören. Diese Ausschlussgründe gelten 
auch zwischen Mitgliedern des Gemeinderates und Vorstandes. 11 

 
 Art. 18 
 
Amtsdauer Die Amtsdauer aller Behörden beträgt vier Jahre mit Amtsantritt auf 

den 1. Januar. Die Behördemitglieder sind stets wieder wählbar. 12 
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 Art. 19 
 
Protokolle Die Protokollführung in den Gemeindeorganen richtet sich nach dem 

kantonalen Gemeindegesetz.13 
 
 Art. 20 
 
Fraktionen Bei den Wahlen in Gemeindebehörden sind die Fraktionen in ange-

messener Weise zu berücksichtigen. 
 

 Bei Gemeindevorlagen, die vorwiegend das Interesse einzelner Frakti-
onen berühren, können Fraktionsversammlungen durchgeführt werden. 

 
 
 B. Die einzelnen Organe 
 
 a) Die Urnengemeinde 
 
 Art. 21 
 
Zuständigkeit 
14 

Die Urnengemeinde ist das oberste Organ der Gemeinde; sie ist zu-
ständig für: 
 

   1. den Erlass von Verfassungsvorschriften, Gemeindegesetzen und 
allgemeinverbindlichen Verordnungen; 

 
   2. die Genehmigung von Voranschlag und Jahresrechnung sowie die 

Festsetzung des Steuerfusses; 
 

   3. die Bewilligung neuer einmaliger Ausgaben von mehr als Fr. 
600'000.-- für den gleichen Gegenstand; 

 
   4. die Bewilligung neuer, jährlich wiederkehrender Ausgaben von 

mehr als Fr. 150'000.-- für den gleichen Gegenstand; 
 

   5. die Uebernahme von Bürgschaften und Beteiligungen sowie die 
Gewährung von Darlehen, die nicht als mündelsichere Anlage gel-
ten, im Betrage von mehr als Fr. 600'000.-- im Einzelfalle; 

 
   6. die Beschlussfassung über Erwerb, Veräusserung und Verpfän-

dung von Grundeigentum bei Vertragswerten von über Fr. 
600'000.--, unter Vorbehalt der Rechte der Bürgergemeinde; 
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   7. die Verleihung von Sondernutzungs- und anderen Rechten, sofern 
die finanzielle Tragweite des Geschäftes Fr. 600'000.-- übersteigt 
oder wenn es sich um bedeutende Tourismusanlagen und Energie- 
und Rohstoffgewinnungsanlagen sowie Deponien handelt, welche 
für eine längere Zeitdauer bestimmt sind; 

 
   8. die Wahl des Gemeindepräsidenten, des Gemeinderates, des Vor-

standes und des Schulrates; 15 
 

   9. die Beschlussfassung über Gegenstände, die auf dem Wege des 
Referendums gemäss Art. 22 und 23 zur öffentlichen Abstimmung 
gelangen; 

 
 10. den Beitritt zu Gemeindeverbänden, sofern die voraussichtliche Be-

lastung die Kompetenz des Gemeinderates übersteigt; 
 

 11. die Festlegung der Schuldauer; 
 

 12. die Beschlussfassung über Geschäfte, die der Urnengemeinde 
durch die Staatsgesetzgebung zugewiesen sind; 

 
 13. die Beschlussfassung über den Zusammenschluss mit anderen 

Gemeinden. 16 
 
 Art. 22 
 
Fakultatives 
Referendum 

Dem fakultativen Referendum unterliegen: 
 

 a) Beschlüsse des Gemeinderates über neue einmalige Ausgaben von 
mehr als Fr. 300'000.-- oder neue wiederkehrende Ausgaben von 
mehr als Fr. 75'000.--; 17 

 
 b) Beschlüsse über die Schaffung von neuen ständigen Beamtungen; 

 
 c) Beschlüsse des Gemeinderates gemäss Art. 27 Ziff. 7, 8 und 9, so-

fern die finanzielle Tragweite des Geschäftes Fr. 300'000.-- über-
steigt. 18 

 
 Art. 23 
 
Veröffentli-
chung, Refe-
rendumsfrist 
und -quorum 

Beschlüsse des Gemeinderates, die dem fakultativen Referendum un-
terliegen, sind öffentlich bekannt zu geben. 
 

 Innert 21 Tagen nach Publikation können 100 Stimmberechtigte schrift-
lich die Urnenabstimmung verlangen. 
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 b) Der Gemeinderat 
 
 Art. 24 
 
Zusammen-
setzung, Be-
schlussfähig-
keit 

Der Gemeinderat besteht aus 15 Mitgliedern. Er ist beschlussfähig, 
wenn mindestens 11 Mitglieder anwesend sind. 
 

 Er wählt jedes Jahr aus seiner Mitte einen neuen Präsidenten und Vi-
zepräsidenten. 

 
 Art. 25 
 
Kommissio-
nen 

Dem Gemeinderat obliegt die Oberaufsicht über die Geschäftsführung 
und den Finanzhaushalt. Zur Erfüllung dieser Aufgabe wählt er aus sei-
ner Mitte für eine Amtsperiode eine Geschäftprüfungskommission. 19 
 

 Für Geschäfte von grösserer Bedeutung kann der Gemeinderat von 
sich aus oder auf Antrag des Vorstandes Kommissionen einsetzen. 

 
 Art. 26 
 
Geschäftsord-
nung 

Der Gemeinderat erlässt eine Geschäftsordnung. 
 

 Die Mitglieder des Vorstandes nehmen an den Sitzungen des Gemein-
derates mit beratender Stimme teil. 20 

 
 Art. 27 
 
Zuständigkeit 
21 

Der Gemeinderat ist zuständig für: 
 

   1. den Erlass von Ausführungsbestimmungen zu Gemeindegesetzen, 
von Verwaltungsverordnungen und von Geschäftsordnungen; 

 
   2. die Bewilligung neuer einmaliger, die Zuständigkeit des Vorstandes 

übersteigender Ausgaben im Betrage von höchstens Fr. 600'000.-- 
für den gleichen Gegenstand; 

 
   3. die Bewilligung neuer wiederkehrender Ausgaben im Betrage von 

mehr als Fr. 50'000.-- bis zu Fr. 150'000.-- für den gleichen Gegen-
stand; 

 
   4. die Beschlussfassung über Beteiligungen und Bürgschaften sowie 

die Gewährung von Darlehen, die nicht als mündelsichere Anlage 
gelten, im Betrage von über Fr. 150'000.-- bis zu Fr. 600'000.-- im 
Einzelfalle; 
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   5. die Genehmigung von Amortisationsplänen für die Schuldentilgung 
und die Festsetzung der Minimalabschreibungssätze; 

 
   6. die Festsetzung der Entschädigungen für die Mitglieder der Ge-

meindebehörden und der Kommissionen; 
 

   7. die Beschlussfassung über Erwerb, Veräusserung und Verpfän-
dung von Grundeigentum bei Vertragswerten von über Fr. 
150'000.-- bis Fr. 600'000.--, unter Vorbehalt der Rechte der Bür-
gergemeinde; 

 
   8. die Beschlussfassung über Bodenerwerb zu öffentlichen Zwecken 

und die hiefür erforderlichen Kreditaufnahmen, sofern die finanzi-
elle Tragweite des einzelnen Geschäftes mehr als Fr. 600'000.-- 
beträgt und soweit die Rücklagen des Bodenerwerbsfonds ausrei-
chen; 

 
   9. die Verleihung von Sondernutzungsrechten, welche die Dauer von 

30 Jahren nicht übersteigen, und von anderen Rechten, sofern die 
finanzielle Tragweite des Geschäftes zwischen Fr. 150'000.-- bis 
Fr. 600'000.-- liegt; 

 
 10. den Entscheid über die Führung von Zivilprozessen, den Abschluss 

von Schiedsverträgen und Vergleichen, wenn der Streitwert die 
dem Vorstand zustehende Finanzkompetenz übersteigt; 

 
 11. die Vorberatung aller Geschäfte, die der Abstimmung durch die Ur-

nengemeinde unterliegen; 
 

 12. die Beschlussfassung über die Zusammenarbeit mit anderen Ge-
meinden mit Einschluss der Beteiligung an Gemeindeverbänden im 
Rahmen seiner Finanzkompetenz; 

 
 13. die Schaffung neuer ständiger Beamtungen; 

 
 14. aufgehoben; 

 
 15. die Wahl der Baukommission und deren Stellvertreter; 

 
 16. 22; 

 
 17. die Wahl der ständigen Gemeindevertreter in Organe juristischer 

Personen und öffentlich- oder privatrechtlicher Gemeindeverbin-
dungen; 

 
 18. die Wahl der Geschäftsprüfungskommission. 23 
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 Art. 28 
 
Anregungen, 
Auskünfte, 
Berichte 

Jedes Mitglied des Gemeinderates kann diesem Anregungen unter-
breiten und vom Vorstand über Stand und Erledigung einer Gemeinde-
angelegenheit, die nicht geheim zu halten ist, Auskunft verlangen. 
 

 In allen in seine Zuständigkeit fallenden Geschäften kann der Gemein-
derat dem Vorstand Aufträge und Weisungen erteilen. 
 

 24 

 
 
 c) Der Vorstand 
 
 Art. 29 
 
Zusammen-
setzung, Be-
schlussfähig-
keit 

Der Vorstand besteht aus dem Gemeindepräsidenten und 4 weiteren 
Mitgliedern. Um gültige Beschlüsse fassen zu können, müssen min-
destens 3 Mitglieder anwesend und stimmberechtigt sein. 25 
 

 Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Vizepräsidenten. 
 
 Art. 30 
 
Stellvertreter aufgehoben. 26 

 
 Art. 31 
 
Zuständigkeit 
im allgemei-
nen 

Der Vorstand ist die Verwaltungs- und Polizeibehörde der Gemeinde. 
 

 Ihm stehen alle Befugnisse zu, die nicht durch die Gesetzgebung ei-
nem anderen Organ übertragen sind. Er vertritt die Gemeinde nach 
aussen. 
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 Art. 32 
 
im besonde-
ren 27 

In die Zuständigkeit des Vorstandes fallen insbesondere: 
 

   1. der Vollzug der gesetzlichen Bestimmungen sowie der Beschlüsse 
der Gemeindeorgane; 

 
   2. die Verwaltung des Gemeindevermögens; 

 
   3. die Beschlussfassung über neue einmalige Ausgaben im Betrage 

von höchstens Fr. 150'000.-- für den gleichen Gegenstand; 
 

   4. die Beschlussfassung über neue wiederkehrende Ausgaben im Be-
trage bis zu Fr. 50'000.--; 

 
   5. die Beschlussfassung über Beteiligungen und Bürgschaften sowie 

die Gewährung von nicht mündelsicheren Darlehen bis zum Be-
trage von Fr. 150'000.--; 

 
   6. die Beschlussfassung über Erwerb, Veräusserung und Verpfän-

dung von Grundeigentum bei Vertragswerten bis Fr. 150'000.--, un-
ter Vorbehalt der Rechte der Bürgergemeinde; 

 
   7. die Verleihung von Sondernutzungsrechten, welche die Dauer von 

30 Jahren nicht übersteigen, und von anderen Rechten, soweit die 
finanzielle Tragweite des Geschäftes Fr. 150'000.-- nicht über-
steigt; 

 
   8. der Abschluss von Verträgen im Rahmen der ordentlichen Verwal-

tungsbefugnis; 
 

   9. die Vertretung der Gemeinde in Streitigkeiten des öffentlichen 
Rechtes; 

 
 10. die Wahl der Gemeindefunktionäre, soweit sie nicht dem Schulrat 

vorbehalten ist, und die Ausübung der Disziplinargewalt gegenüber 
Beamten und Angestellten; vorbehalten bleibt das Disziplinarrecht 
des Schulrates gemäss Art. 37 Ziff. 1;  

 
 11. der Erlass von Dienstanweisungen; 

 
 12. die Vorbereitung der Geschäfte zuhanden des Gemeinderates. 

 
 Art. 33 
 
Departemente Die Geschäfte der Gemeindeverwaltung sind entsprechend ihrer Sach-

zugehörigkeit nach Departementen gemäss Geschäftsordnung aufge-
teilt. 
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 Art. 34 
 
Geschäftsfüh-
rung 

Jedes Vorstandsmitglied steht einem oder mehreren Departementen 
vor. 
 

 Die Departementsvorsteher haben die in ihren Pflichtenkreis fallenden 
Geschäfte zu erledigen und dem Vorstand hierüber Bericht zu erstat-
ten. Die Beschlussfassung steht ausschliesslich dem Vorstand als Kol-
legialbehörde zu.  
 

 Der Vorstand kann den Departementsvorstehern die selbständige Erle-
digung einzelner untergeordneter Geschäfte übertragen. 

 
 Art. 35 
 
Gemeindeprä-
sident 

Der Gemeindepräsident führt den Vorsitz im Vorstand. Er bereitet die 
Traktandenliste vor und leitet die Sitzungen des Vorstandes. 
 

 In dringenden Fällen kann der Gemeindepräsident vorsorglich die nöti-
gen provisorischen Anordnungen treffen. Sobald es die Verhältnisse 
zulassen, sind die provisorischen Anordnungen aufzuheben oder dem 
zuständigen Organ zur Zustimmung vorzulegen. 

 
 
 d) Der Schulrat 
 
 Art. 36 
 
Zusammen-
setzung, Be-
schlussfähig-
keit 

Der Schulrat besteht aus 5 Mitgliedern. Der Vorsteher des Schulwe-
sens ist von Amtes wegen Mitglied des Schulrates und präsidiert die-
sen. Um gültige Beschlüsse fassen zu können, müssen mindestens 3 
Mitglieder anwesend und stimmberechtigt sein. 28 
 

 29 
 
 Art. 37 
 
Zuständigkeit Der Schulrat leitet und überwacht die Gemeindeschulen und -kinder-

gärten. 
 

 Im obliegt insbesondere: 
 

 1. die Wahl und Entlassung der Schulleitung und der Lehrpersonen so-
wie die Ausübung des Disziplinarrechts 30; 

 
 2. die Wahl des Schularztes und des Schulzahnarztes; 
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 3. die Aufsicht über die Schulführung und die Vorbereitung aller das 
Schulwesen betreffenden Vorlagen zuhanden des Vorstandes 31; 

 
 4. die Ansetzung von Schulbeginn, Schulschluss und Ferien; 

 
 5. die Ahndung schwerer Disziplinarvergehen von Kindern und die An-

ordnung von Massnahmen gegenüber Kindern im Rahmen der Bun-
des- und Kantonsgesetzgebung. 

 
 
 e) Die Geschäftsprüfungskommission 
 
 Art. 38 
 
Zusammen-
setzung 

Die Geschäftsprüfungskommission besteht aus 3 Mitgliedern. 32 
 

 Die Geschäftsprüfungskommission konstituiert sich selbst. 
 
 Art. 39 
 
Zuständigkeit Die Geschäftsprüfungskommission überwacht die Tätigkeit der gesam-

ten Verwaltung und der Behörden unter Ausschluss der Tätigkeit des 
Gemeinderates und seiner Kommissionen. 
 

 Zur Erfüllung ihrer Aufgabe kann die Geschäftsprüfungskommission 
dem zuständigen Organ den Beizug von Sachverständigen beantra-
gen. 

 
 Art. 40 
 
Bericht Über die Geschäfts- und Rechnungsprüfung ist dem Gemeinderat all-

jährlich zuhanden Urnengemeinde schriftlich Bericht zu erstatten und 
über die Genehmigung der Jahresrechnung Antrag zu stellen. 33 

 
 
 V. Verwaltungsorganisation 
 
 Art. 41 
 
Gemeindever-
waltung 

Die Gemeindeverwaltung ist die ausführende Verwaltungsorganisation. 
Sie ist dem Vorstand unterstellt. 
 

 Sie übt die ihr von der Gesetzgebung übertragenen Funktionen aus. 
Insbesondere vollzieht sie die Beschlüsse und Verfügungen der Ge-
meindebehörden und besorgt alle ihr von diesen übertragenen Aufga-
ben. 
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 VI. Umwelt, Natur- und Heimatschutz, Energie 
 
 Art. 42 
 
Umweltschutz Schutz und Pflege der Umwelt sind Anliegen aller. 

 
 Die Gemeinde setzt sich für den Schutz des Menschen und seiner na-

türlichen Umwelt gegen schädliche und lästige Einwirkungen ein. 
 

 Sie regelt die umweltgerechte Entsorgung und fördert die Wiederver-
wertung von Altstoffen und Abfällen sowie die Anwendung umweltge-
rechter Technologien. 

 
 Art. 43 
 
Natur- und 
Heimatschutz 

Die Gemeinde ist verpflichtet, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen sowie die Landschaft und das Dorfbild zu erhalten. 
 

 Sie fördert die Erhaltung der einheimischen Tier- und Pflanzenwelt, der 
Wälder, Gletscher, freifliessenden Gewässer, Seen, Trocken- und 
Feuchtgebiete sowie anderer natürlicher Landschaften. 

 
 Art. 44 
 
Energie Die Gemeinde kann auf dem Wege der Gesetzgebung Grundsätze für 

eine sichere, wirtschaftliche und umweltgerechte Versorgung mit Ener-
gie und deren sparsame Verwendung aufstellen. 

 
 
 VII. Natürliche touristische Grundlagen 
 
 Art. 45 
 
Natürliche tou-
ristische 
Grundlagen 

Die Gemeinde fördert ein angemessenes Netz von Fussgängerverbin-
dungen, Wanderwegen und Langlaufloipen sowie die Erhaltung der 
Skiabfahrten. 

 
 



 VIII. Gemeindevermögen 
 
 A. Allgemeines 
 
 Art. 46 
 
Gemeindever-
mögen 

Das Vermögen der Gemeinde besteht aus: 
 

 a) den Sachen im Gemeingebrauch und aus dem Boden, an dem kein 
Privateigentum nachgewiesen ist; 

 
 b) dem Verwaltungsvermögen; 

 
 c) dem Nutzungsvermögen; 

 
 d) dem Finanzvermögen. 

 
 Art. 47 
 
Vermögens-
verwaltung 

Die Gemeinde sorgt für eine gute Verwaltung ihres Vermögens. Sie hat 
dieses zu erhalten und den bestmöglichen Ertrag zu erzielen. 
 

 Die Vermögensrechnung ist durch planmässige Abschreibungen und 
Rücklagen auf eine gesunde Grundlage zu stellen. 

 
 Art. 48 
 
Steuern Reichen die Erträgnisse des Gemeindevermögens und die übrigen Ein-

nahmen nicht aus zur Deckung der Ausgaben und zur planmässigen 
Tilgung der Schulden, werden direkte Steuern gemäss Gemeindesteu-
ergesetz erhoben. 
 

 Die Steuererhebung muss dem Grundsatz der Gerechtigkeit und Billig-
keit entsprechen. 

 
 Art. 49 
 
Vorzugslasten Erstellt die Gemeinde Anlagen oder Einrichtungen, die für bestimmte 

Personen einen besonderen Vorteil oder für bestimmte Vermögensob-
jekte eine Werterhöhung bewirken, so kann sie einen diesem Vorteil 
entsprechenden Beitrag an die Kosten der Anlagen erheben.  
 

 Bestimmt das Gemeinderecht nichts anderes, so gilt für die Verteilung 
der Kosten das kantonale Recht. 

 



 Art. 50 
 
Gebühren Die Gemeinde erhebt von den Benützern der von ihr erstellten und be-

triebenen Anlagen, Unternehmungen und Einrichtungen Benützungs-
gebühren. 
 

 Als Entgelt für eine bestimmte Inanspruchnahme der Gemeindeverwal-
tung oder für die Vornahme einer bestimmten Amtshandlung erhebt die 
Gemeinde Verwaltungsgebühren. 

 
 Art. 51 
 
Ersatzabga-
ben 

Kann eine bestimmte Verpflichtung nicht erfüllt werden oder ist eine Er-
füllung nur mit unverhältnismässigem Aufwand möglich oder wider-
spricht sie dem öffentlichen Interesse, ist die Gemeinde befugt, vom 
Pflichtigen eine angemessene Ersatzabgabe zu erheben. 

 
 Art. 52 
 
Nutzungsta-
xen 

Für die Benutzung von Alpen, Weiden und Wäldern erhebt die Ge-
meinde Nutzungstaxen gemäss kantonalem Gemeindegesetz.  
 

 Bürger und Niedergelassene sind in Bezug auf die Höhe der Nut-
zungstaxen gleichgestellt. 34 

 
 
 B. Alpen und Weiden 
 
 Art. 53 
 
Eigentum und 
Nutzung 

Die Gemeinde ist Eigentümerin sämtlicher auf Gemeindegebiet gelege-
nen Maiensäss-, Heimweiden und Alpen sowie der Podestatenalp mit 
Ausnahme der Korporationsgebiete Schlappin und Aebi, Kübliseralp, 
Fremdvereina und Casanna. 
 

 Die Maiensässweiden werden im Frühling und Herbst den Maiensäs-
sern, im Sommer die Heimweiden den Heimweide-Genossenschaften 
und die Alpen den Alp-Genossenschaften zur Nutzung überlassen. 
Vorbehalten bleibt die nähere Regelung in der Weidordnung. 

 
 Art. 54 
 
Statuten Die Alpgenossenschaften stellen für Verwaltung und Betrieb ihrer Al-

pen Statuten auf, welche der Genehmigung durch den Vorstand unter-
liegen. 
 

                     
34 UG 25.11.2007, RB Nr. 3 8.1.2008 



 Werden Statuten durch einzelne Heimweide-Genossenschaften erlas-
sen, so bedürfen auch diese der Genehmigung durch den Vorstand. 
Solche Satzungen müssen sich im Rahmen der Alp- und Weideord-
nung halten, welche die alten Regeln über die Weidenutzung berück-
sichtigt. 

 
 Art. 55 
 
Gemeinwerk Jeder Nutzungsberechtigte ist verpflichtet, die Gemeinwerke zu leisten, 

welche durch die Gemeinde oder die betreffende Genossenschaft fest-
gesetzt sind und die zur Erhaltung und Steigerung der Nutzung in 
Heimweiden und Alpen dienen. 

 
 
 IX. Bürgergemeinde 
 
 Art. 56 
 
Rechte Die Eigentums-, Verwaltungs- und Nutzungsrechte der Bürger inner-

halb der politischen Gemeinde richten sich nach der kantonalen Ge-
setzgebung. 

 
 
 X. Kirchenwesen 
 
 Art. 57 
 
Kirchgemein-
den 

Die Rechte der Kirchgemeinden bleiben im Sinne der Kantons-Verfas-
sung gewährleistet. Sie verwalten ihr Vermögen selbständig. 

 
 
 XI. Schluss- und Uebergangsbestimmungen 
 
 Art. 58 
 
Revision Diese Verfassung kann jederzeit ganz oder teilweise revidiert werden. 

Jede Revision unterliegt der Genehmigung durch die Regierung des 
Kantons Graubünden. 

 
 Art. 59 
 
Aufhebung wi-
dersprechen-
den Rechts 

Diese Verfassung ersetzt diejenige vom 14. Dezember 1952 samt allen 
nachträglichen Revisionen. Mit ihrem Inkrafttreten werden alle Vor-
schriften der Gemeinde, welche der neuen Verfassung widersprechen, 
aufgehoben. 

 



 Art. 60 
 
Inkrafttreten 
und Ueber-
gangsrecht 

Diese Verfassung tritt auf den 1. Januar 1988 in Kraft. Die Wahlen für 
die Amtsperiode 1988-1990 werden im Spätsommer/Herbst 1987 ge-
mäss den Bestimmungen dieser Verfassung durchgeführt. 
 

 Die Wahlen für die Amtsperiode 1997-1999 werden im Spätsom-
mer/Herbst 1996 gemäss den Bestimmungen der teilrevidierten Verfas-
sung durchgeführt. 35 
 

 Die Wahlen für die Amtsperiode 2009 - 2012 werden im Frühsommer 
2008 gemäss den Bestimmungen der teilrevidierten Verfassung durch-
geführt. 36 

 
 
Diese Verfassung wurde in der Urnen-Abstimmung vom 14. Juni 1987 angenommen. 
 
Von der Regierung genehmigt gemäss Beschluss vom 29. Juni 1987 Nr. 1690. 
 
Diese Verfassung wurde in der Urnen-Abstimmung vom 26. November 1995 einer Teil-
revision unterzogen und vom Vorstand auf 1. Januar 1997 in Kraft gesetzt. 37 
 
Von der Regierung genehmigt gemäss Beschluss vom 12. Dezember 1995, Nr. 3109. 
 
Diese Verfassung wurde in der Urnen-Abstimmung vom 25. November 2007 einer Teil-
revision unterzogen. Diese tritt auf 1. Januar 2009 in Kraft. 
 
Von der Regierung genehmigt gemäss Beschluss Nr. 3 vom 8. Januar 2008. 
 
Diese Verfassung wurde in der Urnen-Abstimmung vom 14. Juni 2015 einer Teilrevision 
unterzogen. Diese tritt auf 1. Januar 2016 in Kraft. 
 
Von der Regierung genehmigt gemäss Beschluss Nr. 696 vom 11. August 2015. 
 
 
Diese Verfassung wurde in der Urnen-Abstimmung vom 15. September 2019 einer Teil-
revision unterzogen. Diese tritt auf 15. September 2019 in Kraft. 
 
Von der Regierung genehmigt gemäss Beschluss Nr. 1057 vom 15. Dezember 2020. 
 
Diese Verfassung wurde in der Urnen-Abstimmung vom 27. September 2020 einer Teil-
revision unterzogen. Diese tritt auf 1. Januar 2021 in Kraft. 
 
Von der Regierung genehmigt gemäss Beschluss Nr. 1057 vom 15. Dezember 2020. 
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